
Vorsatzes zu führen. Das Oberste Gericht hat sich wie­
derholt dagegen ausgesprochen, den konkreten psychi­
schen Vorgang, wie ihn eine Entscheidung zur Tat dar­
stellt, allein mit einer solchen generalisierenden Auf­
fassung zu begründen, da selbst scheinbar eindeutigen 
Handlungsphasen sehr unterschiedliche subjektive Vor­
gänge zugrunde liegen können (OG, Urteil vom 6. Fe­
bruar 1970 — 5 Ust 53/69 — unveröffentlicht).
Es ist für den Nachweis der konkreten Art und Form 
strafrechtlicher Schuld erforderlich, alle dafür entschei­
denden Umstände des Tatverhaltens des Angeklagten, 
wie die Art des Tatwerkzeuges, seine konkrete An­
wendung, aber auch die subjektive Seite der Tathand­
lung, exakt zu analysieren. Die Schwierigkeit besteht 
doch gerade darin, daß sich die Menschen in bestimm­
ten Tatsituationen oft sehr unterschiedlich verhalten 
und sich ihre Vorstellungen dabei keineswegs immer 
nach den allgemeinen Erkenntnissen über objektive 
Vorgänge richten und auch Fehleinschätzungen möglich 
sind. Es genügt daher keinesfalls, wenn das Bezirks­
gericht in seinem Urteil ausführt, ein Täter s o l l t e  
in einem derartigen Fall wie dem vorliegenden auch an 
mögliche Todesfolgen denken, wie überhaupt solche 
Formulierungen für den Nachweis der Schuld ungeeig­
net sind. Es kommt eben darauf an zu beweisen, daß 
sich der Angeklagte tatsächlich bei seiner Entscheidung 
zum Handeln bewußt damit abfand, den Tod der Frau 
herbeiführen zu können, obgleich er diese Folgen nicht 
anstrebte (§6 Abs. 2 StGB). Aus der objektiven Be­
schaffenheit des Tatwerkzeuges allein ist in der Regel 
ein sicherer Schluß auf die Art der Tatentscheidung 
des Angeklagten nicht möglich. Es muß vor allem ge­
prüft werden, unter welchen Bedingungen und mit 
welcher Intensität der Angeklagte das Tatwerkzeug 
zur Tatdurchführung benutzte.
Der Hammer war als Tatwerkzeug geeignet, die Frau 
tödlich zu verletzen. Das war dem Angeklagten auch 
bewußt. Seine Vorstellung bestand aber darin, die 
Frau nur bewußtlos zu schlagen, nicht aber zu töten. 
Dies hat der Angeklagte im Ermittlungsverfahren und 
in der Hauptverhandlung vor dem Bezirksgericht im­
mer wieder vorgebracht.
Objektive Umstände, wie die Verletzungen der Frau, 
beweisen eindeutig, daß Art und Ausmaß der Ver­
letzungen davon abhängen, wie der Angeklagte das 
Tatwerkzeug gebrauchte. Tatsächlich waren die Ver­
letzungen der Frau nicht lebensgefährlich. Sie erlitt 
auch keine Gehirnerschütterung, war in der ganzen 
Zeit bewußtseinsklar und in der Lage, ihren Dienst 
weiter zu versehen. Folglich sprechen die objektiven 
Umstände für die Richtigkeit der Aussagen des Ange­
klagten, er habe die Frau nur bewußtlos schlagen 
wollen, weshalb er nicht mit voller Wucht zugeschla­
gen habe.
Im gerichtsmedizinischen Gutachten ist selbst ausge­
führt worden, daß die Art der Verletzungen Rück­
schlüsse auf die Intensität der Schläge zulassen. Der 
Sachverständige hielt die effektive Gewalteinwirkung 
auf den Kopf der Geschädigten für begrenzt. Unter 
der Voraussetzung kräftigen Zuschlagens und bei Feh­
len einer Abwehr der Schläge hätten Schädelbrüche, 
Hirnquetschungen oder eine schwere Gehirnerschütte­
rung entstehen können. Mithin können die Einlassun­
gen des Angeklagten nicht mit den durch das Gutach­
ten vermittelten Tatsachen widerlegt werden, denn die 
Verletzungen sprechen für ein verhaltenes Zuschlägen. 
Es widerspricht dem Prinzip der gerichtlichen Beweis­
führung, wenn das Bezirksgericht ausführt, die Auf­
fassung der Verteidigung, die nicht schweren Verlet­
zungen der Geschädigten seien auf das bewußte Ver­
halten des Angeklagten zurückzuführen, sei nicht über­
zeugend. Das Gericht muß vielmehr dieses Vorbrin­

gen widerlegen, um von einem anderen Sachverhalt 
ausgehen zu können.
Das weitere Verhalten des Angeklagten nach dem zwei­
maligen Zuschlägen mit dem Hammer spricht ebenfalls 
für die Richtigkeit seiner Darlegungen. Das Bezirks­
gericht stellt hierzu richtig fest, daß der Angeklagte 
schockiert war, als er sah, daß die Geschädigte blutete, 
denn er glaubte, nicht so heftig zugeschlagen zu haben. 
Wenn aber der Angeklagte zu diesem Zeitpunkt über 
die Verletzungen der Geschädigten schockiert war und 
das Bezirksgericht feststellt, er sei deshalb darüber so 
erschrocken, weil er die Frau nicht schwer verletzen 
oder gar töten wollte, so liegt darin die Bestätigung, 
daß er sich nicht mit der möglichen Tötung der Frau 
abgefunden hatte.
Auf der Grundlage der allseitigen Beweisaufnahme 
konnte folglich der Beweis nicht geführt werden, daß 
der Angeklagte mit bedingtem Tötungsvorsatz auf die 
Frau einschlug. Seine Verurteilung wegen versuchten 
Mordes ist daher fehlerhaft.
Bei der rechtlichen Beurteilung der richtig festgestell­
ten Tatsachen über das Vorgehen des Angeklagten 
gegenüber der Geschädigten nach der Gewaltanwen­
dung hat das Bezirksgericht die Voraussetzungen für 
einen freiwilligen und endgültigen Rücktritt vom Ver­
such einer Vergewaltigung verkannt und ist dadurch 
fehlerhaft zur Verurteilung des Angeklagten wegen 
versuchter Vergewaltigung (Verbrechen nach § 121 
Abs. 1 und 4 StGB) gekommen.
Das Bezirksgericht hat zunächst richtig festgestellt, daß 
der Angeklagte nach dem zweimaligen Zuschlägen mit 
dem Hammer von der Frau abließ, sie aus den Gleis­
anlagen zog, sie aufrichtete und losließ, damit sie ihren 
Dienst weiter versehen konnte. Es hat erkannt, daß bei 
einem solchen Sachverhalt, der einen noch nicht been­
deten Versuch darstellt, zu prüfen war, warum der 
Angeklagte die weitere Durchführung seines Verbre­
chens auf gab. Es hat hierzu zwei Gründe festgestellt: 
Der Angeklagte war darüber schockiert, daß die Frau 
am Kopf blutete, und sah sich außerstande, den Ge­
schlechtsverkehr mit ihr durchzuführen; zum anderen 
tat sie ihm leid.
Das Bezirksgericht vertritt nun die Auffassung, der 
Angeklagte habe sein Ziel, die Geschädigte geschlecht­
lich zu mißbrauchen, deshalb nicht verwirklichen kön­
nen, weil er subjektiv dazu nicht mehr in der Lage 
war. Es erblickt hierin einen Umstand, der die Freiwil­
ligkeit der Abstandnahme von der Vollendung der Tat 
ausschließt. Der Angeklagte hat sich in seinen Ver­
nehmungen im Ermittlungsverfahren stets dahingehend 
eingelassen, daß er schockiert gewesen sei, als er das 
Blut am Kopf der Geschädigten sah. Die Verletzungen 
der Geschädigten brachten ihm sofort zu Bewußtsein, 
was er angerichtet hatte. Er hat wiederholt ausgesagt, 
daß die Geschädigte ihm leid tat. Seine sexuelle Erre­
gung sei daher abgeklungen. Es sei auch die Angst vor 
der Bestrafung hinzugekommen, die ihn von der Voll­
endung der Vergewaltigung Abstand nehmen ließ. 
Mithin sprechen zwar einige Aussagen des Angeklag­
ten dafür, daß er von der Geschädigten abließ, weil er 
sich nicht in der Lage wähnte, das Verbrechen zu voll­
enden, obgleich er es gewollt hätte; andererseits ent­
halten seine Aussagen durchaus die Beweisvariante, 
daß er angesichts der verletzten Frau, die ihm nun 
leid tat, sein Vorhaben nicht mehr verwirklichen 
wollte und deshalb seine sexuelle Erregung nachließ. 
Da das objektive Tatgeschehen diese Möglichkeit zu­
läßt, muß bei der strafrechtlichen Beurteilung des Ver­
haltens des Angeklagten von einem solchen subjektiven 
Geschehen ausgegangen werden. Es ist folglich festzu­
stellen, daß die subjektive Unfähigkeit des Angeklag­
ten zum geschlechtlichen Verkehr mit der Geschädig-
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